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Nach einem enttäuschenden Auftakt der Tarif-
verhandlungen mit der Postbank Anfang Febru-
ar hatte die Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) die Beschäftigten der Tarifberei-
che Postbank und Postbank Filialvertrieb in 
Niedersachsen am Donnerstag (22. 02.) zum 
Warnstreik aufgerufen. In Hameln beteiligten 
sich rund 500 Kolleg*innen an einer Kundge-
bung. Zur Versammlung auf den Lindener Markt-
platz in Hannover waren etwa 80 Kolleg*innen 
gekommen. „In der ersten Verhandlungsrunde 
gab es kein Angebot der Arbeitgeberseite. Die 
Enttäuschung darüber bei den Beschäftigten ist 
groß. Nach den massiven Arbeitsbelastungen 
der vergangenen Jahre und den hervorragenden 
Konzernergebnissen haben sie mehr erwartet.“, 
sagt ver.di-Gewerkschaftssekretär Christian 
Thies.
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Gute Geschäftszahlen des Konzerns, die hohen 
Preissteigerungen bei den Lebenshaltungskosten und 
die Ankündigung von Schließungen zahlreicher 
Filialen sind Grundlage für die Forderungen der 
Gewerkschaft: Eine Erhöhung der Gehälter um 15,5 
Prozent, mindestens aber 600 Euro; eine Steigerung 
der Ausbildungsvergütungen um 250 Euro und eine 
Verlängerung des Kündigungsschutzes bis zum 31. 
Dezember 2028. „Eigentlich wollte ich euch von der 
ersten Verhandlungsrunde berichten, aber da gibt es 
nichts zu berichten: Kein Angebot, keine Wertschät-
zung, obwohl die Bank weiß, dass sie in einer schwie-
rigen Situation ist“, sagte Timo Heider aus dem 
ver.di-Bundesfachbereichsvorstand bei der Kundge-
bung in Hameln. Die nächste Verhandlungsrunde 
findet am 26. Februar statt.
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„WIR STREIKEN, BIS DIE BAFIN KOMMT!“
Kolleg*innen der Postbank gehen in Hameln und Hannover auf die Straße
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Warnstreik bei der DAK-Gesundheit
Kolleg*innen aus Hamburg, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen 
und Mecklenburg-Vorpommern bei Kundgebung in Hannover

In den Tarifverhandlungen zwischen der Gewerk-
schaft ver.di und der DAK-Gesundheit wird der Ton 
schärfer. Beschäftigte der Krankenkassen haben am 
20. Februar mit einem Warnstreik auf das aus ihrer 
Sicht unzureichende Angebot der Arbeitgeber 
reagiert. „Heute ist die zweite Verhandlungsrunde, 
da laufen wir gleich in einer schönen Demo hin, da 
macht ihr richtig Krach und zeigt den Arbeitgeber, 
dass ihr mehr Wert seid“, rief Gewerkschaftssekretä-
rin Stefanie Weiß den Teilnehmenden auf dem Gose-
riedeplatz zu. ver.di fordert 12,5 Prozent mehr Lohn, 
mindestens aber 555 Euro mehr pro Monat – bei 
einer Laufzeit von zwölf Monaten. Für die Auszubil-
denden soll es 250 Euro mehr im Monat geben.

Die DAK hat eine Tariferhöhung in zwei Stufen um 6,2 
Prozent bei einer Laufzeit von 27 Monaten angeboten. Um 
der Forderung der Gewerkschaft Nachdruck zu verleihen, 
waren auch Kolleg*innen aus Hamburg, Schleswig-Hol-
stein, Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpom-
mern nach Hannover gekommen. Das Ergebnis der ersten 
Verhandlungsrunde im Dezember nannte die Gewerk-
schaft „enttäuschend“. „Die Beschäftigten der DAK-Ge-
sundheit haben in den letzten beiden Jahren erhebliche 
Reallohnverluste verkraften müssen. Wir erwarten von den 
Arbeitgebern jetzt deutliche Signale in Richtung ihrer 
Beschäftigten und eine ernsthafte Bereitschaft mit ver.di 
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zu einem guten Tarifergebnis zu gelangen“, sagt 
ver.di-Verhandlungsführer Matthias Kretzschmar. Auch die 
zweite Runde am 20. Februar blieb ohne Ergebnis. „Die 
Arbeitgeber haben das Angebot nur minimal angepasst. 
Das reicht aber bei Weitem noch nicht aus“, sagt Verhand-
lungsführer Michael Aschenbach. Die Gespräche werden 
am 15. März in Hannover fortgesetzt.

V.i.S.d.P.:  
ver.di-LBZ Niedersachsen-Bremen, Andrea Wemheuer, Tel. 0511 / 12400 101, Mail: pressestelle.nds-hb@verdi.de

Disclaimer:  
Wer den Newsletter nicht mehr bekommen möchte, schreibt eine Mail mit dem Betreff „abbestellen“ 
an die Mail-Adresse pressestelle.nds-hb@verdi.de.
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Rund 2500 Streikende 
für einen besseren Nahverkehr in Niedersachsen
#TVN2024 #wirfahrenzusammen

In Hannover, Braunschweig, Osnabrück, Göttingen, 
Wolfsburg und Goslar sowie bei der Lüchow-Schmar-
sauer Eisenbahn haben die Kolleg*innen im ÖPNV, für 
die der TV-N gilt, am 19. und 20. Februar ihre Arbeit 
niedergelegt. Am Dienstag schlossen sich auch die 
Beschäftigte von Bremerhavenbus in Bremerhaven an. 
Allein am Montag waren niedersachsenweit insge-
samt rund 2.500 Beschäftigte auf den Beinen. Unter-
stützung bekamen die Kolleg*innen von den Klimaak-
tivisten des Bündnisses #wirfahrenzusammen. Die 
größte Kundgebung fand am Montag in Hannover 
statt. Zu der Versammlung auf dem Platz an der Gose-
riede kamen rund 1200 Beschäftigte. „KAV – Keine 
Ahnung von Verkehr“ stand auf einem der Transparen-
te“ – ein kleiner Gruß an die Arbeitgeber. „Verkehrs-
wende? Mit Vollgas in den Abgrund“ war auf einem 
anderen zu lesen. 
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Politische Unterstützung gab es am Montag auch von Hanno-
vers Oberbürgermeister Belit Onay. „Der öffentliche Nahverkehr 
ist wichtig für den Klimaschutz und für die Verkehrswende. Dafür 
braucht es eben Menschen, die den Laden am Laufen halten – 
Menschen, die gut bezahlt sind, die gute Arbeitsbedingungen 
haben und diesen Job gerne machen“, sagte er. Auf der Kundge-
bung unterzeichnete er die Petition „Gemeinsam für gute Arbeit 
und einen starken ÖPNV“ und versprach, sich auch im Rahmen 
seiner Möglichkeiten für die Belange der Bus- und Stadtbahn-
fahrer*innen einzusetzen. 

In den laufenden Verhandlungen fordert ver.di unter anderem 
Entlastungen in Form von zusätzlichen Urlaubstagen, die 
Anerkennung von Arbeit in schwierigen Zeiten, eine Erhöhung 
der Ruhezeit und die Gleichbehandlung des Fahrdienstes als 
Schichtarbeit. Die Arbeitgeber fordern unter anderem eine 
Kürzung des Krankengeldzuschusses. 


